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Medienpolitik Die Schweizerische
Radio- und Fernsehgesellschaft
(SRG) soll nicht der Aufsicht der
EidgenössischenFinanzkontrolle
(EFK) unterstellt werden. Dieser
Meinung ist die Kommission für
Verkehr und Fernmeldewesen
des Ständerats. Sie stellt sichmit
7 zu 2 Stimmen bei einer Enthal-
tung gegen den Entscheid des
Nationalrats. Dieser hatte im
letzten März einer parlamenta-
rischen Initiative des einstigen
TessinerMitte-NationalratsMar-
co Romano Folge gegeben.

Laut der Kommissionsmehr-
heit seien die bestehenden Kon-
trollmechanismen ausreichend
– eine zusätzliche Prüfinstanz
würde aus ihrer Sicht keinen
Mehrwert bringen. «Im Gegen-
teil könnte dies gar die verfas-
sungsrechtlich garantierte Pro-
grammautonomie gefährden»,
schreibt die Kommission. Eine
Minderheit der Kommission da-
gegen will dem Nationalrat fol-
gen. Sie erachte es aufgrund des
Umfangs der jährlich ausbezahl-
ten Gebührengelder als ange-
zeigt, die SRG der EFK zu unter-
stellen, hiess es in einer Mittei-
lung der Parlamentsdienste.

Im Initiativtext schriebMarco
Romano, die EFKhätte als unab-
hängige Stelle die Möglichkeit,
bei der SRG risikobasierte und
mit derGeschäftsführung zusam-
menhängende Finanzaufsichts-
prüfungen durchzuführen.Über
die Initiative entscheidet nun der
Ständerat. (SDA)

Kommission stellt
sich bei SRG-Frage
gegen Nationalrat

Nationalrat Sämtliche natürlichen
Personen in der Schweiz sollen
künftig eine eigene Steuerrech-
nung einreichen – unabhängig
von ihrem Zivilstand. Die Wirt-
schaftskommissiondesNational
rats unterstützt die sogenannte
Steuergerechtigkeitsinitiative und
einen Gesetzesvorschlag des
Bundesrates – allerdings in bei-
den Fällen nur knapp mit 13 zu
12 Stimmen,wie die Parlaments-
dienste gestern mitteilten.

Heute werden Verheiratete
und gleichgeschlechtliche Paare,
welche in einer eingetragenen
Partnerschaft leben, gemeinsam
besteuert. Gehen beide Personen
einem Erwerb nach, müssen sie
wegen der Progression höhere
Steuern bezahlen als Konkubi-
natspaare mit zwei getrennten
Steuerveranlagungen. (SDA)

Knappes Ja zu
individueller
Besteuerung

Christian Brönnimann
und Thomas Knellwolf

VorzweiMonaten enthüllte diese
Redaktion, dass ein russischer
Agent in der Schweiz gefährliche
Güter beschaffen wollte, die für
Attentate eingesetztwerden kön-
nen.Nun zeigenweitere Recher-
chen: Bei diesen Gütern handelt
es sich unter anderem um hoch
spezialisierte Präzisionsmuniti-
on.Die Patronen eignen sich ins-
besondere für gezielte Tötungen.
Ausserdem blieb es nicht beim
Versuch, an diese Munition zu
kommen.EinWaffenhändler aus
der Region Bern verkaufte dem
Russen tatsächlich mindestens
1000 Patronen.

Im Herbst 2023 traf sich der
Waffenhändler mehrmals mit
dem russischen Agenten. Der
Russe kam dabei jedoch nicht
wie ein normaler Kunde in das
Ladenlokal bei Bern. Die Treffen
fanden klandestin im Parkhaus
eines Einkaufszentrums unweit
des Ladens statt.

Was die beiden Männer nicht
wussten: Der Russe – offiziell
akkreditierter Diplomat an der
Handelsvertretung Russlands in
Bern – war da schon längst auf
dem Radar des Nachrichten-
dienstes.DieSchweizerSpionage
abwehr hatte ihn als verdeckten
Agenten des russischenmilitäri-
schenNachrichtendienstes (GRU)
identifiziert und observiert. Bei
einem dieser Parkhaustreffen

zur Feierabendzeit beobachteten
Beamte des Nachrichtendiens-
tes,wie der BernerWaffenhänd-
ler dem Russen mehrere Muni-
tionskisten übergab. Unmittel-
bar danach fuhr der russische
Agent mit seinem Dienst-Volvo
zur russischen Handelsvertre-
tung in einer ruhigen Quartier-
strasse gleich oberhalb des Ber-
nerHauptbahnhofs –mutmass-
lich, um die Munition dort zu
deponieren.

«Ohne das Risiko
einer Ablenkung»
Als diese Redaktion den Berner
Waffenhändler mit den neuen
Recherchen konfrontiert, bestä-
tigt er, dem russischen Diploma-
tenmindestens 1000 SchussMu-
nition verkauft und im Parkhaus
übergeben zu haben. Vor zwei
Monaten hatte er in einem ersten
Gespräch noch behauptet, der
Russe sei nur einmal in seinem
Laden gewesen und habe sich
lediglich nach einem Jagdruck-
sack erkundigt, den er habe kau-
fen wollen.

In den Kisten befand sich
Scharfschützenmunition vom
Typ «Swiss PTactical». Diese hat
einen ganz spezifischen Einsatz-
zweck.DieHerstellerfirma – eine
frühere Tochter des staatlichen
Rüstungskonzerns Ruag – be-
wirbt sie auf derWebsitemit den
Worten: «Exzellente Ersttreffer-
wahrscheinlichkeit bei Zielen
hinter schrägen Glasscheiben.»

Mit dergrosskalibrigenMunition
könne man «Ziele hinter einem
schrägen Fenster oder einer
Windschutzscheibe präzise tref-
fen, ohne dass das Risiko einer
unvorhersagbaren Ablenkung
besteht».

Aufregungwegen
Bürgenstock-Konferenz
Die hoch spezialisierte Muniti-
on, die derGRU-Agent beimBer-
ner Waffenhändler beschaffen
konnte, eignet sich also, um
jemanden in einem Gebäude
oder in einem Fahrzeug zu töten
– sprich: für Attentate. Das er-
klärt die grosse Aufregung, die
der Fall in Schweizer Sicherheits-
kreisen ausgelöst hatte. Insbe-
sondere,weil die Schweiz im Juni
mit der Friedenskonferenz auf
dem Bürgenstock einen sicher-
heitstechnisch enorm sensiblen
Anlass durchführte.

Im Juliwurde zudembekannt,
dass der russische Geheimdienst
angeblich konkrete Pläne für ein
Attentat auf die Chefs der deut-
schen Rheinmetall und anderer
westlicherRüstungsfirmenwälz-
te. Ein Einsatz der Schweizer
Scharfschützenmunition durch
die Russen ist auch im Krieg
gegen die Ukraine denkbar.

Bei der Spezialmunition han-
delt es sich um Kriegsmaterial.
Der Verkauf an einen Vertreter
eines fremden Staates ist recht-
lich gesehen einem Verkauf ins
Ausland gleichgestellt, weshalb

eine Bewilligung des Staatsse-
kretariats für Wirtschaft (Seco)
benötigt wird. Angesichts des
russischenAngriffskrieges in der
Ukraine und der damit verbun-
denen Sanktionen ist eine solche
Bewilligung ausgeschlossen.

Nach der Observation der
klandestinen Treffen im Park-
haus bei Bern leitete der Nach-
richtendienst die Erkenntnisse
der Bundesanwaltschaft weiter.
Diese eröffnete ein Verfahren
gegen denWaffenhändlerwegen
des Verdachts der Widerhand-
lung gegen das Kriegsmaterial-
gesetz und gegen das Embargo-
gesetz. Ein zweites Verfahren
richtet sich gegen eine weitere
Kontaktperson des russischen
Agentenwegen desVerdachts der
Widerhandlung gegen dasGüter
kontrollgesetz und gegen das
Embargogesetz. Es gilt die Un-
schuldsvermutung.Die Bundes-
anwaltschaft hält auf Anfrage
fest, ihr lägen «gemäss aktuel-
lemErmittlungsstand keineHin-
weise auf Attentatspläne in der
Schweiz» vor.

Es sei «ein bisschen
unangenehm»
Der Waffenhändler zeigte sich
beim Besuch in seinemGeschäft
vor ein paar Tagen unbeein-
druckt von drohenden juristi-
schen Konsequenzen. Er lasse
sich überraschen, was komme,
sagte er trocken. Seine Lage sei
zwar «ein bisschen unange-

nehm», aber «was geschehen ist,
lässt sich halt nicht rückgängig
machen». Er habe das Geschäft
mit dem Russen als «in einer
Grauzone» liegend eingeschätzt,
so der Waffenhändler, der über
langjährige Erfahrung verfügt.
Es sei ihm nicht bewusst gewe-
sen, dass er für den Verkauf der
Munition eine Bewilligung des
Seco gebraucht hätte. Der Über-
gabeort im Parkhaus sei vom
Russen vorgeschlagen worden,
«wohl, weil er nicht bei mir
gesehen werden wollte». Als
Verwendungszweck habe ihm
derRusse angegeben,die Spezial
munition sei ein Geschenk für
einen höheren Funktionär.

Der russische Geheimagent
hat die Schweiz längst wieder
verlassen, nach einer «sanften»
InterventiondesEidgenössischen
Aussendepartements (EDA). Das
EDA wies den Russen nicht
formell ausser Landes, erklärte
ihn also nicht zur Persona non
grata. Stattdessen legte sie Russ-
land lediglich nahe, den GRU-
Mann in Eigenregie abzuziehen.
Dennoch liess sich die Bundes-
anwaltschaft vom EDA und vom
Justizdepartement ermächtigen,
auch gegen ihn zu ermitteln. Die
beiden Strafverfahren richten
sich nun auch gegen den Russen.
Er ist national zur Verhaftung
ausgeschrieben. Doch es ist un-
wahrscheinlich, dass der Agent
jemals in die Schweiz zurück
kehren wird.

Russischer Agent kaufte
in Bern Scharfschützen-Munition
Brisanter Deal im Parkhaus Die Patronen sind dazu gemacht, Ziele hinter Glasscheiben zu treffen.
EinWaffenhändler verkaufte dem Geheimagentenmindestens 1000 Stück.

Korrekt

Im Artikel vom 20. August zum
Richtungswechsel der SVP
hinsichtlich des Atomwaffen-
verbotsvertrags hiess es, die
SVP-Fraktion habe jüngst im
Parlament den Atomwaffenver-
botsvertrag unterstützt. Richtig
ist, dass nicht die SVP-Fraktion
diese Unterstützung ausgespro-
chen hatte, sondern Aussen-
politiker der SVP, darunter der
Nationalrat und damalige Präsi-
dent der aussenpolitischen Kom-
mission Franz Grüter, der Mitglied
der SVP-Parteileitung ist. Grüter
begründete zudem den Richtungs-
wechsel im Namen der Partei in
mehreren Medien. Die Fraktion
entschied danach allerdings am
15. April 2024, den Atomwaffenver-
botsvertrag nicht zu unterstützen,
wie im Artikel erwähnt war. (red)
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Jacqueline Büchi

Die Oberstufenschülerin Tina
kommt am Morgen oft erst zur
zweiten Lektion zur Schule –
manchmal fehlt sie den ganzen
Tag.DieMutter unterschreibt die
Absenzen jeweils. Die Begrün-
dungen variieren: Einmal plag-
tendasMädchenKopfschmerzen,
ein andermal Menstruations-
beschwerden, dannwieder gene-
relles Unwohlsein.

Wer sich an den Schulen um-
hört, hört zahlreiche Geschich-
tenwie diese. Seit einigen Jahren
beobachten viele Kantone einen
Anstieg der Fehlstunden. Zent-
ral erfasst werden die Absenzen
zwar nicht. Doch die Rückmel-
dungen von Schulleitungen und
schulpsychologischen Diensten
zeigen eine deutliche Tendenz.

Im Kampf gegen den soge-
nannten Schulabsentismus be-
schreitet der Kanton Basel-Stadt
nun neue Wege. Wie Radio SRF
am Montag berichtete, erwägt
der Kanton, nur noch Gymnasi-
asten und Gymnasiastinnen zur
Maturaprüfung zuzulassen, die
in den zwei Jahren vor derMatur
mindestens 80 Prozent des Un-
terrichts besucht haben.

«Wichtiges Signal» für
Schülerinnen und Schüler
Die Änderung soll im Rahmen
einer grossen Reform der gym-
nasialenMatur beschlossenwer-
den. DerVorschlag befindet sich
derzeit in der Vernehmlassung.
Patrick Langloh, Leiter Mittel-
schulen und Berufsbildung im
Basler Erziehungsdepartement,
sagt: «Diese Massnahme allein
wird das Absentismus-Problem
nicht lösen. Aber wir setzen da-
mit ein Zeichen: Wir erwarten,
dass die Schülerinnen und die
Schüler am Präsenzunterricht
teilnehmen.»

Dies gelte auch dann,wenn sie
gegen Ende des Gymnasiums
schon volljährig seien und ihre
Absenzen selbst unterschreiben
könnten. Bislang sieht die Basler
Maturitätsverordnung vor, dass
Schülerinnen und Schüler den
Unterricht «regelmässig» besu-
chen müssen. Diese Formulie-
rung habe sich als zu schwam-
mig erwiesen, sagt Langloh. Es
sei zwar nicht zu erwarten, dass
viele Jugendliche die neue Hür-
de verfehlten. Aber eben: Sie sei
ein wichtiges Signal.

Langloh betont, es gehe expli-
zit nicht um Fälle, in denen ein
Schüler länger im Spital liege
und deshalb den Unterricht ver-
passe. Vielmehr seien es häufig
diffuse Gründe, die zuAbwesen-
heiten führten. Etwa nicht diag-
nostizierte psychische Probleme
und Zukunftsängste, manchmal
auch verbundenmit übermässi-
gemKiffen oder familiären Kon-
flikten. Im besten Fall trage die
neue Regelung dazu bei, dass
sich die Betroffenen rechtzeitig
Hilfe holten.

Seit der Pandemie
deutlich zugenommen
Langloh weiss, dass der Absen-
tismus kein exklusives Basler
Problem ist. Er sagt: «Es ist eine
generelle Problematik, die vor
allem seit der Corona-Pandemie
deutlich zugenommen hat. Die
Frage,wiemanwiedermehrVer-
bindlichkeit hinbringt,muss uns

pädagogisch und gesellschaftlich
beschäftigen.»

Lucius Hartmann ist der Prä-
sident des Vereins Schweizeri-
scherGymnasiallehrerinnen und
-lehrer. Er stellt in den eigenen
Klassen fest, dass sich die Ein-
stellung zu Absenzen verscho-
ben hat. Einen Grund dafür sieht
er in der Zunahme der schuli-
schen Belastung sowie von psy-
chischen Problemen und sozia-
len Phobien. Erhabe es aber auch
vermehrt mit Schülerinnen zu
tun, die Absenzenreglemente
«kreativ auslegen und den Schul-
besuch als freiwillig empfinden».
Zumindest teilweise dürfte die-
seHaltung ihrenUrsprung in der
Pandemie haben, glaubt Hart-
mann. «Damalswurde den Schü-
lerinnen und Schülern einge-
trichtert, dass sie zu Hause blei-
ben sollen, wenn sie sich nicht
so gut fühlen.» Einigewenige be-
herzigten diesen Ratschlag wei-
terhin grosszügig – häufig auch
mit dem Segen der Eltern.

Der Begriff Covid fällt auch im
Gespräch mit Margrit Stamm
rasch. Die emeritierte Professo-
rin gilt als Grande Dame der
Schweizer Pädagogik, sie forscht
seit vielen Jahren zu Absentis-
mus. Sie sagt: «Seit der Pande-
mie habe ich so viele Anfragen

von Schulen und Bildungsdirek-
tionen bekommen, dass ich be-
schlossen habe, meine Arbeit
zu dem Thema wieder zu inten-
sivieren.»Derzeit arbeitet Stamm
an mehreren Fallstudien. Dabei
fällt ihr vor allem eine wesent-
liche Veränderung auf: «Früher
haben die Jugendlichenmeist im
Verborgenen geschwänzt und die
Unterschrift der Eltern gefälscht.
Heute tun das viele ganz selbst-
bewusst,weil sie eine Pause vom
Unterrichtwollen – teilweisemit
dem Einverständnis von Mutter
und Vater.»

Margrit Stammunterscheidet
drei Arten des Absentismus:
— Das «Schulschwänzen», wie
man es in derAlltagssprache ver-
steht. Anders als häufig darge-
stellt, schwänzten längst nicht
immer nur schlechte Schüler, so
Stamm. «Manche sind schlicht
unterfordert im Unterricht und
langweilen sich.»
— Von «Schulverweigerung»
spricht man,wenn sich ein Kind

aus psychologischen Gründen
oder Ängsten nicht mehr in die
Schule wagt.
— Beim «Zurückhalten» schi-
cken Eltern ihre Kinder nicht in
die Schule, weil diese zum Bei-
spiel eine schlechte Nacht hatten
oder weil sie glauben, dass ihr
Kind sehr sensibel ist. «Das ist
eine Form der Überbehütung,
die oft schon im Kindergarten
anfängt», sagt Stamm.

Knapp 6 Prozent sind
«massive Schulschwänzer»
Aktuelle repräsentative Zahlen
zumAbsentismus in der Schweiz
fehlen. In einer Studie von 2007
ermittelte Stamm,dass die Hälf-
te der Oberstufenschülerinnen
gelegentlich schwänzt, knapp
6 Prozent bezeichnete sie als
«massive Schulschwänzer».

Anhaltspunkte zur aktuellen
Situation liefert die Gesundheits-
befragung der Stadt Zürich.
7 Prozent der Mädchen sowie
5 Prozent der Knaben im zwei-

ten Sekundarjahr geben darin an,
im Schuljahr 2022/2023mehre-
re Tage geschwänzt zu haben.

Stamm freut sich, wenn die
Basler Anwesenheitspflicht eine
Debatte auslöst. Sie sagt: «Ein
Bestandteil der Debatte müsste
aber auch sein, was die Schulen
unternehmen können, umdie Ju-
gendlichen wieder besser moti-
vieren und halten zu können.»

Bestrebungen, dem Problem
entgegenzutreten, gibt es neben
Basel auch in zahlreichen ande-
ren Kantonen. Im Wallis haben
die Verantwortlichen ein Kom-
petenzzentrum geschaffen, das
Schülerinnen und Schüler mit
Schulphobien betreut –mit dem
Ziel, sie wieder in die Regelklas-
sen zu integrieren.Die Ergebnis-
se seien «ermutigend», heisst es
beim zuständigenAmt. In Zürich
soll die Sozialarbeit an den Gym-
nasien ausgebaut werden. Der
Regierungsrat schreibt in seinem
Antrag, eine Umfrage an Mittel-
schulen habe ergeben, «dass in-
folge eines Anstiegs von Absen-
tismus, Suchtverhalten sowie
psychischen und stressbeding-
ten Erkrankungen die Unterstüt-
zung durch die Schulleitungen
und Lehrpersonen nicht mehr
ausreicht». In Schaffhausenwird
ab nächstem Jahr auf StufeVolks-
schule eine Weiterbildung zum
Thema angeboten. In Zug hat die
Maturitätskommission über eine
80-Prozent-Anwesenheitspflicht
im Gymnasium nachgedacht,
aber den Vorschlag letztlich ver-
worfen. Der Bildungsdirektor
Stephan Schleiss (SVP) sagt dazu:
«Gesetzliche Grundlagen gegen
Schulabsentismus sind wichtig.
Noch wichtiger ist es, dass die
Schulen früh hinschauen und
handeln,wenn Jugendliche nicht
in der Schule erscheinen.»

Ein Sprachaufenthalt
als Ausweg
So sieht es auchThomasMinder,
der Präsident des Verbands der
Schulleiterinnen und Schulleiter.
Er hört aus allen Ecken der
Schweiz Klagen über Kinder und
Jugendliche, die dem Unterricht
fernbleiben.

Für ihn hat das Phänomenviel
mit demThema Selbstwirksam-
keit zu tun – also mit der Frage,
ob ein Kind daran glaubt,
Schwierigkeiten selbst überwin-
den zu können. «Heute räumen
viele Eltern ihren Kindern schon
imKleinkindalter alle Steine aus
dem Weg. Mit der Konsequenz,
dass ältere Kinder und Jugendli-
che verzweifeln, sobald es ein-
mal nicht rundläuft. Anstatt die
Probleme anzupacken, vermei-
den sie kritische Situationen –
indem sie eben zumBeispiel dem
Unterricht fernbleiben.»

Die Schulen seien gut beraten,
die Eltern für die Thematik zu
sensibilisieren.

Im persönlichen Gespräch
liegt für den obersten Gymi-Leh-
rer Lucius Hartmann der Schlüs-
sel. Es gelte, individuelle Lösun-
gen zu finden: «Wenn ein Moti-
vationstief der Grund für die
Absenzen ist, kann eine schuli-
sche Neuorientierung oder ein
Sprachaufenthalt helfen, dieses
zu durchbrechen.» Bei allem
Verständnis für die schwierige
Lebensphase der Jugendlichen
sei aber auch klar: Schulschwän-
zen gehöre bestraft.

KeineMatur für Schulschwänzer
Kampf gegen Absenzen Die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die sich der Schule verweigern,
nimmt fast überall in der Schweiz zu. Basel greift nun durch – auch andere Kantone reagieren.

«Früher wurde
meist im
Verborgenen
geschwänzt.
Heute tun
das viele
selbstbewusst.»
Margrit Stamm
Absentismus-Forscherin

Wer zu häufig dem Unterricht fernbleibt, wird womöglich bald kein Abschlusszeugnis mehr in den Händen halten. Foto: Florian Bärtschiger


